
Deutscher  Bundestag  Drucksache  16/3064
 16.  Wahlperiode  20.  10.  2006
 Gesetzentwurf
 der  Bundesregierung

 Entwurf  eines  Ersten  Gesetzes  zur  Änderung  des  Arbeitnehmer-Entsendegesetzes

 A.  Problem  und  Ziel

 Im  Ausland  ansässige  Arbeitgeber  sind  bislang  im  Wesentlichen  nur  im  Baube-
 reich  verpflichtet,  ihren  nach  Deutschland  entsandten  Arbeitnehmerinnen  und
 Arbeitnehmern  die  hier  geltenden  tarifvertraglichen  Arbeitsbedingungen  zu  ge-
 währen.  Damit  wird  in  dieser  Branche  eine  Benachteiligung  der  entsandten
 Arbeitnehmerinnen  und  Arbeitnehmer  vermieden  und  zugleich  verhindert,  dass
 durch  unfairen  Wettbewerb  insbesondere  die  hier  ansässigen  kleinen  und  mittle-
 ren  Unternehmen  sowie  die  bei  ihnen  bestehenden  Arbeitsplätze  gefährdet  wer-
 den.  Das  ebenfalls  lohnkostenintensive  Gebäudereinigerhandwerk  steht  in  einer
 vergleichbaren  Situation.  Deshalb  ist  eine  Ausdehnung  des  Arbeitnehmer-Ent-
 sendegesetzes  auch  auf  diese  Branche  geboten.

 B.  Lösung

 Das  Arbeitnehmer-Entsendegesetz  wird  in  seinem  die  tarifvertraglichen  Arbeits-
 bedingungen  betreffenden  Teil  auf  das  Gebäudereinigerhandwerk  ausgedehnt.
 Zudem  werden  die  Durchsetzungs-  und  Kontrollvorschriften  entsprechend  ange-
 passt  und  modernisiert,  u.  a.  durch  die  Möglichkeit  zur  Einführung  elektroni-
 scher  Meldeverfahren.

 C.  Alternativen

 Einführung  eines  gesetzlichen  Mindestlohns.

 D.  Finanzielle  Auswirkungen  auf  die  öffentlichen  Haushalte

 1.  Haushaltsausgaben  ohne  Vollzugsaufwand

 Durch  die  Neuregelungen  entstehen  für  die  öffentlichen  Haushalte  keine  Kosten.

 2.  Vollzugsaufwand

 Keine  Änderungen.
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E.  Sonstige  Kosten

 Durch  die  Ausdehnung  des  Arbeitnehmer-Entsendegesetzes  auf  das  Gebäude-
 reinigerhandwerk  kann  die  deutsche  Wirtschaft  mittelbar  kostenseitig  belastet
 werden.  Kosteninduzierte  Einzelpreiserhöhungen  lassen  sich  nicht  ausschließen.
 Unmittelbare  Auswirkungen  auf  das  Preisniveau,  insbesondere  auf  das  Verbrau-
 cherpreisniveau,  sind  jedoch  nicht  zu  erwarten.



Deutscher Bundestag – 16. Wahlperiode – 3 – Drucksache 16/3064





Deutscher Bundestag – 16. Wahlperiode – 5 – Drucksache 16/3064
Entwurf  eines  Ersten  Gesetzes  zur  Änderung  des  Arbeitnehmer-Entsendegesetzes

 Vom  …
 Der  Bundestag  hat  mit  der  Mehrheit  seiner  Mitglieder  und
 mit  Zustimmung  des  Bundesrates  das  folgende  Gesetz  be-
 schlossen:

 Artikel  1

 Änderung  des  Arbeitnehmer-Entsendegesetzes

 Das  Arbeitnehmer-Entsendegesetz  vom  26.  Februar  1996
 (BGBl.  I  S.  227),  zuletzt  geändert  durch  ...  (BGBl.  I  S.  …),
 wird  wie  folgt  geändert:

 1.  §  1  wird  wie  folgt  geändert:

 a)  Absatz  1  wird  wie  folgt  geändert:

 aa)  In  Satz  1  wird  die  Angabe  „vom  28.  Oktober  1980
 (BGBL.  I  S.  2033),  zuletzt  geändert  durch  Artikel
 3  des  Gesetzes  vom  23.  November  1999  (BGBl.  I
 S.  2230)“  gestrichen.

 bb)  Satz  4  wird  wie  folgt  gefasst:

 „Die  Sätze  1  bis  3  gelten  entsprechend  auch  für
 einen  Tarifvertrag,  der  die  Erbringung  von  Mon-
 tageleistungen  auf  Baustellen  außerhalb  des  Be-
 triebssitzes  zum  Gegenstand  hat  sowie  für  Tarif-
 verträge  des  Gebäudereinigerhandwerks  und  der
 Seeschifffahrtsassistenz.“

 b)  Absatz  2  wird  aufgehoben.

 c)  Der  bisherige  Absatz  2a  wird  Absatz  2  und  wie  folgt
 geändert:

 Die  Angabe  „Absatz  1,  Absatz  2  oder  Absatz  3“  wird
 durch  die  Angabe  „Absatz  1  oder  3“  ersetzt.

 d)  Absatz  3a  wird  wie  folgt  geändert:

 aa)  In  Satz  1  werden  die  Angabe  „Absatz  1  Satz  1“
 durch  die  Angabe  „Absatz  1“  und  die  Wörter
 „Bundesministerium  für  Wirtschaft  und  Arbeit“
 durch  die  Wörter  „Bundesministerium  für  Arbeit
 und  Soziales“  ersetzt.

 bb)  In  Satz  2  werden  die  Wörter  „Bundesministerium
 für  Wirtschaft  und  Arbeit“  durch  die  Wörter
 „Bundesministerium  für  Arbeit  und  Soziales“  er-
 setzt.

 e)  Nach  Absatz  3a  wird  folgender  Absatz  4  angefügt:

 „(4)  Die  Absätze  1  bis  3a  finden  keine  Anwendung
 auf  Erstmontage-  oder  Einbauarbeiten,  die  Bestandteil
 eines  Liefervertrages  sind,  für  die  Inbetriebnahme  der
 gelieferten  Güter  unerlässlich  sind  und  von  Facharbei-
 tern  oder  angelernten  Arbeitern  des  Lieferunterneh-
 mens  ausgeführt  werden,  wenn  die  Dauer  der  Entsen-
 dung  acht  Tage  nicht  übersteigt.  Satz  1  gilt  nicht  für
 Bauleistungen  im  Sinne  des  §  175  Abs.  2  des  Dritten
 Buches  Sozialgesetzbuch.“

 2.  In  §  1a  werden  die  Wörter  „Bauleistungen  im  Sinne  des
 §  175  Abs.  2  des  Dritten  Buches  Sozialgesetzbuch“  durch

 die  Wörter  „Werk-  oder  Dienstleistungen“  und  die  Anga-
 be  „Abs.  2a,  3“  durch  die  Angabe  „Abs.  2,  3“  ersetzt.

 3.  §  2  Abs.  3  wird  wie  folgt  gefasst:

 „(3)  Jeder  Arbeitgeber  ist  verpflichtet,  die  für  die  Kon-
 trolle  der  Einhaltung  der  Rechtspflichten  nach  §  1  Abs.  1
 Satz  2,  3  und  4,  Abs.  2,  3  Satz  2  und  3  und  Abs.  3a  Satz  4
 und  5  erforderlichen  Unterlagen  im  Inland  für  die  gesam-
 te  Dauer  der  tatsächlichen  Beschäftigung  des  Arbeitneh-
 mers  im  Geltungsbereich  dieses  Gesetzes,  mindestens  für
 die  Dauer  der  gesamten  Werk-  oder  Dienstleistung,  insge-
 samt  jedoch  nicht  länger  als  zwei  Jahre  in  deutscher  Spra-
 che,  auf  Verlangen  der  Prüfbehörde  auch  am  Ort  der  Be-
 schäftigung,  bei  Bauleistungen  auf  der  Baustelle,  bereit-
 zuhalten.“

 4.  §  3  wird  wie  folgt  geändert:

 a)  Absatz  1  wird  wie  folgt  geändert:

 aa)  In  Satz  1  werden  die  Angabe  „§  1  Abs.  1,  2a  oder
 3“  durch  die  Angabe  „§  1  Abs.  1  oder  3“  und  das
 Wort  „Bauleistung“  durch  die  Wörter  „Werk-
 oder  Dienstleistung“  ersetzt.

 bb)  Satz  2  wird  wie  folgt  geändert:

 aaa)  In  Nummer  1  wird  das  Wort  „Namen“  durch
 das  Wort  „Familiennamen“  ersetzt.

 bbb)  In  Nummer  3  wird  der  Klammerzusatz
 „(Baustelle)“  durch  ein  Komma  und  die
 Wörter  „bei  Bauleistungen  die  Baustelle“  er-
 setzt.

 ccc)  Nach  Nummer  5  wird  folgende  Nummer  6
 eingefügt:

 „6.  die  Branche,  in  die  die  Arbeitnehmer
 entsandt  werden  sollen,“.

 ddd)  Die  bisherige  Nummer  6  wird  Nummer  7.

 cc)  Nach  Satz  2  werden  folgende  Sätze  angefügt:

 „Änderungen  zu  diesen  Angaben  sind  zu  melden.
 Der  Arbeitgeber  hat  der  Anmeldung  eine  Versi-
 cherung  beizufügen,  dass  er  die  in  §  1  vorge-
 schriebenen  Arbeitsbedingungen  einhält.“

 b)  Absatz  2  wird  wie  folgt  geändert:

 aa)  Satz  1  wird  wie  folgt  geändert:

 aaa)  Das  Wort  „er“  wird  durch  die  Wörter  „der
 Entleiher“  und  das  Wort  „Bauleistung“  wird
 durch  die  Wörter  „Werk-  oder  Dienstleis-
 tung“  ersetzt.

 bbb)  In  Nummer  1  werden  das  Wort  „Namen“
 durch  das  Wort  „Familiennamen“  ersetzt
 und  die  Wörter  „von  ihm  in  den  Geltungsbe-
 reich  dieses  Gesetzes“  gestrichen.

 ccc)  In  Nummer  3  wird  der  Klammerzusatz
 „(Baustelle)“  durch  ein  Komma  und  die
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Wörter  „bei  Bauleistungen  die  Baustelle“  er-
 setzt.

 ddd)  Nummer  5  wird  wie  folgt  gefasst:

 „5.  Familienname,  Vorname  und  Anschrift
 des  Verleihers,“.

 eee)  Nach  Nummer  5  wird  folgende  Nummer  6
 eingefügt:

 „6.  die  Branche,  in  die  die  Arbeitnehmer
 entsandt  werden  sollen,“.

 fff)  Die  bisherige  Nummer  6  wird  Nummer  7
 und  wie  folgt  gefasst:

 „7.  Familienname,  Vorname  und  Anschrift
 in  Deutschland  eines  Zustellungsbevoll-
 mächtigten  des  Verleihers.“

 bb)  Satz  2  wird  durch  folgende  Sätze  ersetzt:

 „Absatz  1  Satz  3  findet  entsprechende  Anwen-
 dung.  Der  Entleiher  hat  der  Anmeldung  eine  Ver-
 sicherung  des  Verleihers  beizufügen,  dass  dieser
 die  in  §  1  vorgeschriebenen  Arbeitsbedingungen
 einhält.“

 c)  Absatz  3  wird  wie  folgt  gefasst:

 „(3)  Das  Bundesministerium  für  Arbeit  und  Sozia-
 les  kann  im  Einvernehmen  mit  dem  Bundesministeri-
 um  der  Finanzen  durch  Rechtsverordnung  ohne  Zu-
 stimmung  des  Bundesrates  bestimmen,

 1.  dass,  auf  welche  Weise  und  unter  welchen  techni-
 schen  und  organisatorischen  Voraussetzungen  eine
 Anmeldung,  Änderungsmeldung  und  Versiche-
 rung  abweichend  von  Absatz  1  Satz  1,  3  und  4  so-
 wie  Absatz  2  Satz  1,  2  und  3  elektronisch  übermit-
 telt  werden  kann,

 2.  unter  welchen  Voraussetzungen  eine  Änderungs-
 meldung  ausnahmsweise  entfallen  kann,

 3.  wie  das  Meldeverfahren  vereinfacht  oder  abge-
 wandelt  werden  kann,  sofern  die  entsandten  Ar-
 beitnehmer  im  Rahmen  einer  regelmäßig  wieder-
 kehrenden  Werk-  oder  Dienstleistung  eingesetzt
 werden  oder  sonstige  Besonderheiten  der  zu  er-

 bringenden  Werk-  oder  Dienstleistung  dies  erfor-
 dern.“

 d)  Nach  Absatz  4  wird  folgender  Absatz  5  angefügt:

 „(5)  Das  Bundesministerium  der  Finanzen  wird  er-
 mächtigt,  durch  Rechtsverordnung  ohne  Zustimmung
 des  Bundesrates  die  zuständige  Behörde  nach  Ab-
 satz  1  Satz  1  sowie  nach  den  Absätzen  2  und  4  zu
 bestimmen.“

 5.  In  §  4  werden  das  Wort  „die“  durch  das  Wort  „der“  und
 das  Wort  „Baustelle“  durch  die  Wörter  „Ort  der  Werk-
 oder  Dienstleistung“  ersetzt.

 6.  §  5  wird  wie  folgt  geändert:

 a)  Absatz  1  wird  wie  folgt  geändert:

 aa)  Nummer  1a  wird  wie  folgt  gefasst:

 „1a.  entgegen  §  1  Abs.  2  eine  dort  genannte
 Arbeitsbedingung  nicht  gewährt  oder  einen
 Beitrag  nicht  leistet,“.

 bb)  Nummer  8  wird  wie  folgt  gefasst:

 „8.  entgegen  §  3  Abs.  1  Satz  1  oder  Abs.  2  Satz  1
 eine  Anmeldung  oder  entgegen  §  3  Abs.  1
 Satz  3,  auch  in  Verbindung  mit  Abs.  2  Satz  2,
 eine  Änderungsmeldung  nicht,  nicht  richtig,
 nicht  vollständig,  nicht  in  der  vorgeschriebe-
 nen  Weise  oder  nicht  rechtzeitig  vorlegt  oder
 zuleitet  oder“.

 cc)  Nummer  9  wird  wie  folgt  gefasst:

 „9.  entgegen  §  3  Abs.  1  Satz  4  oder  Abs.  2  Satz  3
 eine  Versicherung  nicht  beifügt.“

 b)  In  Absatz  2  werden  die  Wörter  „Bauleistungen  im  Sin-
 ne  des  §  175  Abs.  2  des  Dritten  Buches  Sozialgesetz-
 buch“  durch  die  Wörter  „Werk-  oder  Dienstleistun-
 gen“  ersetzt.

 7.  §  9  wird  aufgehoben.

 Artikel  2

 Inkrafttreten

 Dieses  Gesetz  tritt  am  ersten  Tag  des  dritten  auf  die  Ver-
 kündung  folgenden  Kalendermonats  in  Kraft.
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Begründung
 A.  Allgemeiner  Teil

 I.  Zielsetzung/Wesentlicher  Inhalt

 Das  bislang  im  Wesentlichen  auf  den  Baubereich  beschränk-
 te  Arbeitnehmer-Entsendegesetz  findet  künftig  in  seinem  die
 tarifvertraglichen  Arbeitsbedingungen  betreffenden  Teil
 auch  auf  das  Gebäudereinigerhandwerk  Anwendung.  Damit
 werden  die  Beschäftigten  dieser  Branche  vor  unerwünschten
 sozialen  Verwerfungen  durch  untertarifliche  Entlohnung  ent-
 sandter  Arbeitnehmer  geschützt.  Das  Gebäudereinigerhand-
 werk  verfügt  mit  einem  allgemeinverbindlichen  bundeswei-
 ten  Lohntarifvertrag  bereits  jetzt  über  eine  zur  Ausfüllung
 des  Arbeitnehmer-Entsendegesetzes  erforderliche  Tarifver-
 tragsstruktur.

 Die  bislang  nur  für  die  Prüfung  tarifvertraglicher  Arbeitsbe-
 dingungen  im  Baubereich  zugeschnittenen  Kontrollvor-
 schriften  werden  dem  neuen  fachlichen  Geltungsbereich  und
 damit  den  Bedürfnissen  einer  Kontrolle  auch  in  der  neu
 hinzugekommenen  Branche  angepasst.  Hierfür  ist  vor  allem
 eine  Rechtsverordnungsermächtigung  zur  flexibleren  und
 moderneren  Ausgestaltung  der  Meldepflicht  für  auslän-
 dische  Arbeitgeber  (u.  a.  Einsatz  elektronischer  Kommuni-
 kationswege)  vorgesehen.

 II.  Gesetzgebungskompetenz

 Der  Bund  hat  für  das  Arbeitsrecht  die  Gesetzgebungskompe-
 tenz  nach  Artikel  74  Abs.  1  Nr.  12  des  Grundgesetzes.

 III.  Gesetzesfolgen

 Durch  die  Neuregelungen  entstehen  für  die  öffentlichen
 Haushalte  keine  Kosten.  Durch  die  Ausdehnung  der  Kontrol-
 len  auf  das  Gebäudereinigerhandwerk  entsteht  bei  der  Zoll-
 verwaltung  (Finanzkontrolle  Schwarzarbeit)  ein  zusätzlicher
 Vollzugsaufwand,  der  durch  Prioritätensetzung  bei  der  Auf-
 gabenverteilung  aufgefangen  werden  muss.

 Die  Ausdehnung  des  Arbeitnehmer-Entsendegesetzes  auf  die
 neu  einbezogene  Branche  des  Gebäudereinigerhandwerks
 wird  durch  die  Erstreckung  der  deutschen  Tarifverträge  zu
 einer  Anhebung  des  Lohnniveaus  bei  grenzüberschreitend
 entsandten  Arbeitnehmerinnen  und  Arbeitnehmern  führen.
 Dies  kann  sich  –  für  kleine  und  mittlere  Unternehmen  ebenso
 wie  für  größere  Unternehmen  –  mittelbar  in  kosteninduzier-
 ten  Einzelpreiserhöhungen  niederschlagen,  sofern  es  den  ent-
 sendenden  Unternehmen  mit  Sitz  im  Ausland  gelingt,  diese
 zusätzlichen  Kosten  an  ihre  Kunden  in  Deutschland  weiter-
 zugeben.  Diese  eventuellen  Einzelpreiserhöhungen  dürften
 allerdings  so  gering  sein,  dass  sie  das  allgemeine  Preisni-
 veau,  insbesondere  das  Verbraucherpreisniveau,  nicht  beein-
 flussen.  Keine  Auswirkungen  hat  die  Gesetzesänderung  auf
 die  Lohnkosten  der  Reinigungskräfte  in  Privathaushalten,
 weil  der  Tarifvertrag  der  Gebäudereiniger  nur  Handwerksbe-
 triebe,  nicht  aber  einzelne  Reinigungskräfte  erfasst.

 IV.  Auswirkungen  von  gleichstellungspolitischer
 Bedeutung

 Da  das  Gebäudereinigerhandwerk  bereits  über  einen  allge-
 meinverbindlichen  Lohntarifvertrag  verfügt,  der  für  Männer
 und  Frauen  gleichermaßen  Tariflöhne  vorschreibt,  sind

 gleichstellungspolitische  Auswirkungen  des  Gesetzes  nicht
 zu  erwarten.

 B.  Besonderer  Teil

 Zu  Artikel  1  (Änderung  des  Arbeitnehmer-Entsen-
 degesetzes)

 Zu  Nummer  1  (§  1)

 Das  Gebäudereinigerhandwerk  wird  als  zusätzliche  Branche
 in  den  Teil  des  Arbeitnehmer-Entsendegesetzes  aufgenom-
 men,  der  die  Erstreckung  tarifvertraglicher  Arbeitsbedingun-
 gen  betrifft.

 Die  für  die  Aufnahme  in  das  Arbeitnehmer-Entsendegesetz
 erforderliche  Vergleichbarkeit  der  Bau-  und  der  Gebäuderei-
 nigerbranche  resultiert  im  Wesentlichen  aus  drei  Umständen:
 Für  beide  Branchen  ist  die  Arbeit  an  ständig  wechselnden
 Einsatzorten  und  ein  daraus  resultierendes  verstärktes
 Schutzbedürfnis  für  die  in  dieser  Branche  beschäftigten
 Arbeitnehmer  und  Arbeitnehmerinnen  typisch.  Das  Gebäu-
 dereinigerhandwerk  ist  –  ebenso  wie  das  Baugewerbe  –  eine
 lohnkostenintensive  Branche,  die  in  besonderer  Weise  im
 Wettbewerb  mit  Anbietern  aus  Ländern  mit  deutlich  niedri-
 gerem  Lohnniveau  steht.  Die  Branche  erfüllt-  neben  dem  be-
 reits  im  Arbeitnehmer-Entsendegesetz  aufgeführten  Bausek-
 tor  –  auch  wichtige  für  eine  praktische  Anwendung  des
 Gesetzes  erforderliche  Voraussetzungen:  Sie  verfügt  über
 bundeseinheitliche  Tarifvertragsstrukturen.  Zwischen  den
 Parteien  dieses  Tarifvertrages  besteht  Einigkeit  über  die  Auf-
 nahme  der  Branche  in  das  Arbeitnehmer-Entsendegesetz  und
 über  die  Durchsetzung  der  vorgeschriebenen  Arbeitsbedin-
 gungen  auf  der  Grundlage  des  Arbeitnehmer-Entsendegeset-
 zes.

 Zu  Buchstabe  a

 Zum  Zweck  der  Erweiterung  auf  das  Gebäudereinigerhand-
 werk  wird  Absatz  1  Satz  4  entsprechend  ergänzt.  In  diese
 Bestimmung  wird  sodann  –  rein  redaktionell  –  auch  die  bis-
 her  in  einem  separaten  Absatz  2  geregelte  Seeschifffahrts-
 assistenz  übernommen.  Zu  dieser  zählen  –  im  Unterschied
 zur  Seeschifffahrt  –  insbesondere  die  in  den  Seehäfen  er-
 brachten  Dienstleistungen  zugunsten  der  dort  verkehrenden
 Seeschiffe.  Die  in  Absatz  1  Satz  4  als  „entsprechend“  be-
 zeichnete  Anwendung  der  Sätze  1  bis  3  bedeutet  insbeson-
 dere,  dass  die  in  Satz  1  aufgestellten  allgemeinen,  nicht  bau-
 spezifischen  Anforderungen  erfüllt  sein  müssen.

 Zu  Buchstabe  c

 Die  geänderte  Nummerierung  des  bisherigen  Absatzes  2a  in
 Absatz  2  sowie  die  Anpassung  seines  Wortlauts  sind  redakti-
 onelle  Folgeänderungen  zur  Streichung  des  bisherigen
 Absatzes  2.

 Zu  Buchstabe  d

 Die  Änderung  in  Absatz  3a  Satz  1  ist  eine  redaktionelle  Fol-
 geänderung  zur  Erweiterung  des  Absatzes  1  auf  das  Gebäu-
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dereinigerhandwerk.  Die  Anpassung  der  Bundesministe-
 riumsbezeichnung  in  Absatz  3a  vollzieht  den  Organisations-
 erlass  der  Bundeskanzlerin  vom  22.  November  2005  nach.

 Zu  Buchstabe  e

 Mit  dem  neuen  Absatz  4  wird  Artikel  3  Abs.  2  der  Richtlinie
 des  Europäischen  Parlaments  und  des  Rates  über  die  Entsen-
 dung  von  Arbeitnehmern  im  Rahmen  der  Erbringung  von
 Dienstleistungen  (96/71/EG)  Rechnung  getragen.  Bislang
 war  diese  Vorschrift  der  Richtlinie  wegen  der  De-facto-Bau-
 bereichsbeschränkung  des  Arbeitnehmer-Entsendegesetzes
 praktisch  nicht  relevant.  Die  Formulierung  orientiert  sich  so
 eng  wie  möglich  am  Wortlaut  der  Richtlinie;  für  den  Gesetz-
 geber  besteht  wegen  der  detaillierten  Vorgaben  zu  den  Ein-
 zelheiten  der  Ausnahmevorschrift  inhaltlich  kein  Hand-
 lungsspielraum.

 Zu  Nummer  2  (§  1a)

 Redaktionelle  Folgeänderung  zu  der  mit  Nummer  1  angeord-
 neten  Erweiterung  des  Gesetzes  auf  das  Gebäudereiniger-
 handwerk  und  zur  Umnummerierung  des  §  1  Abs.  2a.

 Zu  Nummer  3  (§  2)

 Redaktionelle  Folgeänderung  zu  der  mit  Nummer  1  angeord-
 neten  Erweiterung  des  Gesetzes  auf  das  Gebäudereiniger-
 handwerk.  Die  Streichung  der  Wörter  „mit  Sitz  im  Ausland“
 vollzieht  nach,  dass  auch  Arbeitgeber  mit  Sitz  im  Inland  ihre
 für  die  Kontrolle  der  Arbeitsbedingungen  nach  §  1  erforder-
 lichen  Unterlagen  in  gleicher  Weise  bereitzuhalten  haben  wie
 im  Ausland  ansässige  Arbeitgeber.

 Zu  Nummer  4  (§  3)

 Zu  Buchstabe  a

 Die  in  Absatz  1  geregelte  Meldepflicht  des  im  Ausland  an-
 sässigen  Arbeitgebers  wird  redaktionell  und  technisch  an  die
 Branchenerweiterung  angepasst.

 In  der  neuen  Nummer  6  wird  die  Meldepflicht  erweitert  um
 die  Angabe  der  Branche,  in  der  die  Arbeitnehmerin  oder  der
 Arbeitnehmer  beschäftigt  werden  soll.

 Für  eine  wirksame  Kontrolle  müssen  die  zuständigen  Behör-
 den  auch  von  Änderungen  zu  den  Angaben  nach  Absatz  1
 Satz  2  in  Kenntnis  gesetzt  werden.  Daher  wird  in  Absatz  1
 Satz  3  die  Meldepflicht  auch  auf  nach  der  Abgabe  der  An-
 meldung  eintretende  Änderungen  ausgedehnt.

 In  Absatz  1  wird  ein  neuer  Satz  4  aufgenommen.  Er  enthält  –
 ohne  inhaltliche  Änderung,  aber  speziell  zugeschnitten  auf
 den  Fall  einer  grenzüberschreitenden  Entsendung  –  die  bis-
 lang  in  Absatz  3  geregelte  Verpflichtung  des  Arbeitgebers,
 seiner  Meldung  eine  Versicherung  beizufügen,  dass  er  die
 nach  §  1  vorgeschriebenen  Arbeitsbedingungen  einhält.  Die-
 se  Verschiebung  des  Regelungsinhalts  ist  redaktionelle  Fol-
 geänderung  zur  Änderung  des  Absatzes  2.

 Zu  Buchstabe  b

 Die  Änderungen  des  Absatzes  1  werden  entsprechend  auch
 bei  den  in  Absatz  2  geregelten  speziellen  Meldepflichten  für
 die  grenzüberschreitende  Überlassung  von  Arbeitnehmerin-
 nen  und  Arbeitnehmern  nachvollzogen.  Zudem  soll  die  Mel-
 depflicht  auf  den  Entleiher  übertragen  werden,  da  er  –  im  Ge-

 gensatz  zu  dem  Verleiher  –  jederzeit  den  Überblick  über  den
 jeweiligen  Einsatzort  der  entliehenen  Arbeitnehmerinnen
 und  Arbeitnehmer  hat  und  damit  im  Vergleich  zum  Verleiher
 den  Kontrollbehörden  aktuellere  und  präzisere  Informatio-
 nen  zur  Verfügung  stellen  kann.  Bislang  sieht  Absatz  3  ein-
 heitlich  für  die  Fälle  der  Entsendung  (Absatz  1)  und  der
 Arbeitnehmerüberlassung  (Absatz  2)  eine  Verpflichtung  des
 Arbeitgebers  zur  Abgabe  einer  Versicherung  vor,  dass  er  die
 Arbeitsbedingungen  nach  §  1  einhält.  Nachdem  im  Absatz  2
 die  Meldung  künftig  nicht  mehr  vom  Arbeitgeber  des  Leihar-
 beitnehmers,  sondern  von  dem  ortsnäheren  Entleiher  abzuge-
 ben  ist,  muss  die  bislang  einheitliche  Vorschrift  des  Absatzes  3
 –  inhaltlich  unverändert  –  für  die  beiden  Fälle  der  Entsen-
 dung  und  der  Arbeitnehmerüberlassung  jeweils  gesondert
 geregelt  werden.  Die  Pflicht  des  Entleihers,  der  Meldung
 eine  Versicherung  des  Verleihers  über  die  Einhaltung  der
 maßgeblichen  Arbeitsbedingungen  beizufügen,  wird  jetzt  im
 neuen  Satz  3  des  Absatzes  2  geregelt.  Die  Pflicht  des  Arbeit-
 gebers,  im  Falle  einer  Entsendung  eine  Versicherung  abzuge-
 ben,  findet  sich  im  neuen  Satz  4  des  Absatzes  1  (s.  o.).

 Zu  Buchstabe  c

 Da  der  Inhalt  des  bisherigen  Absatzes  3  nunmehr  in  die  neuen
 Regelungen  von  Absatz  1  Satz  4  und  Absatz  2  Satz  3  über-
 führt  wurde,  kann  die  Regelung  des  alten  Absatzes  3  gestri-
 chen  werden.  Der  neue  Inhalt  des  Absatzes  3  trägt  der  Tatsa-
 che  Rechnung,  dass  das  nunmehr  aufgenommene  Gebäude-
 reinigerhandwerk  sich  in  Organisation  und  Arbeitsabläufen
 vom  Baugewerbe  unterscheidet:  Im  bislang  allein  erfassten
 Baubereich  waren  die  Meldepflichten  auf  den  Arbeitsort
 „Baustelle“  zugeschnitten,  an  dem  sich  Bauarbeiter  an  einem
 unverändert  bleibenden  Ort  zeitlich  vorübergehend,  während
 dieser  Bauphase  jedoch  meist  den  ganzen  Tag  über  durchgän-
 gig  aufhalten.  Demgegenüber  wird  die  Kontrolle  der  Arbeits-
 bedingungen  in  der  neu  hinzutretenden  Branche  des  Gebäu-
 dereinigerhandwerks  dort  abweichende  tatsächliche  Verhält-
 nisse  berücksichtigen  müssen.  So  werden  z.  B.  Reinigungs-
 kolonnen  am  Tag  mehrfach  den  Einsatzort  wechseln  sowie
 zeitliche  Verschiebungen  der  Einsätze  und  kurzfristige  Än-
 derungen  der  personellen  Zusammensetzung  der  eingesetz-
 ten  Gruppe  vorkommen.  Zudem  werden  die  Einsätze  ganz
 überwiegend  nicht  –  wie  beim  typischen  Bauauftrag  –  als
 einmalige  Leistung  erfolgen,  sondern  regelmäßig  wiederkeh-
 rend  im  Rahmen  längerfristiger  Aufträge  zur  Betreuung  be-
 stimmter  Objekte.  Damit  die  Meldevorschriften  auch  künftig
 zeitnah  sinnvoll  ausgestaltet  werden  können,  soll  das  Bun-
 desministerium  für  Arbeit  und  Soziales  im  Einvernehmen
 mit  dem  für  die  Kontrollbehörden  federführenden  Bundes-
 ministerium  der  Finanzen  durch  die  im  neuen  Absatz  3  gere-
 gelte  Rechtsverordnung  vom  bisherigen  Standardmodell  der
 Meldepflicht  abweichende  Bestimmungen  treffen  können,
 mit  denen  den  Besonderheiten  der  Branche  und  ihrer  Kon-
 trollsituation  und  dem  auch  europarechtlich  relevanten
 Grundsatz der Verhältnismäßigkeit Rechnung getragen wer-
 den  kann.  Des  Weiteren  soll  zur  Arbeitserleichterung  für  alle
 Beteiligten  im  Rahmen  derartiger  Rechtsverordnungen  die
 Möglichkeit  eröffnet  werden,  die  vorgeschriebenen  Meldun-
 gen  auch  auf  elektronischem  Weg  zu  übermitteln.

 Zu  Buchstabe  d

 Der  neu  angefügte  Absatz  5  dient  einer  Klarstellung  der  Zu-
 ständigkeiten  im  Bereich  der  mit  der  Kontrolle  beauftragten
 Zollverwaltung.  Mit  dem  Dritten  Gesetz  für  moderne  Dienst-
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leistungen  am  Arbeitsmarkt  wurde  den  Behörden  der  Zoll-
 verwaltung  mit  Wirkung  vom  1.  Januar  2004  die  Aufgabe  der
 Meldestelle  für  die  Meldungen  gemäß  §  3  übertragen.

 Auf  Grund  des  §  8  Abs.  3  Satz  1,  2,  4  und  5  des  Finanz-
 verwaltungsgesetzes  hat  das  Bundesministerium  der  Finan-
 zen  mit  der  Verordnung  zur  Übertragung  von  Aufgaben  der
 Oberfinanzdirektionen  Chemnitz,  Cottbus,  Hamburg,  Han-
 nover,  Karlsruhe,  Koblenz,  Köln  und  Nürnberg  vom
 22.  April  2004  (BGBl.  I  S.  907)  die  Oberfinanzdirektion
 Köln  als  zuständige  Behörde  der  Zollverwaltung  im  Sinne
 des  §  3  Abs.  1  Satz  1,  Abs.  2  und  4  AEntG  bestimmt.

 Aus  Rechtsförmlichkeitsgründen  und  zur  Klarstellung  soll
 eine  Ermächtigungsgrundlage  für  das  Bundesministerium
 der  Finanzen  zur  Bestimmung  der  zuständigen  Behörde  der
 Zollverwaltung  als  Meldestelle  gemäß  §  3  in  das  Gesetz  auf-
 genommen  werden.

 Zu  Nummer  5  (§  4)

 Redaktionelle  Anpassung  der  Vorschrift  über  die  Zustellung
 von  Schriftstücken  an  die  vorgesehene  Branchenerweite-
 rung.

 Zu  Nummer  6  (§  5)

 Redaktionelle  Änderung  des  Absatzes  1  Nr.  1a.

 Anpassung  des  Absatzes  1  Nr.  8  an  die  Pflicht  zur  Meldung
 von  nach  der  Abgabe  der  Anmeldung  eingetretenen  Ände-
 rungen.

 Redaktionelle  Folgeänderung  in  Absatz  1  Nr.  9  zu  den  verän-
 derten  Standorten  der  Pflichten,  der  Anmeldung  eine  Ver-
 sicherung  bezüglich  der  Einhaltung  der  in  §  1  vorgeschrie-
 benen  Arbeitsbedingungen  beizufügen.

 Zu  Nummer  7  (§  9)

 Redaktionelle  Änderung.  Wegen  der  unbefristeten  Geltung
 des  Arbeitnehmer-Entsendegesetzes  soll  die  Regelung,  die
 das  erstmalige  Inkrafttreten  des  Gesetzes  betrifft,  als  inzwi-
 schen  überflüssig  aufgehoben  werden.

 Zu  Artikel  2  (Inkrafttreten)

 Das  Gesetz  tritt  mit  Rücksicht  auf  den  nötigen  Vorlauf,  insbe-
 sondere  die  Anpassung  des  Meldeverfahrens,  zwei  Monate
 nach  der  Verkündung  in  Kraft.
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